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Ein unsichtbarer Gegner
im Mittelmeer
Ein russisches U-Boot der Kilo-Klasse bewegt sich laut öffentlich zugänglichen Daten
im Mittelmeer. Der Kreml bedroht Europa trotz operativer Schwäche auch
an der Nato-Südflanke. Von Georg Häsler (Text) und Nikolai Thelitz (Grafiken)

Die Kalibr-Marschflugkörper der «Noworossisk»
können vom Mittelmeer aus Ziele bis in die Süd-
täler der Alpen treffen. Zwei, drei Schläge auf die
zentralen Umspannwerke des europäischen Strom-
netzes reichen – und Italien droht eineVersorgungs-
krise. Das russische U-Boot der Kilo-Klasse scheint
sich laut dem spezialisierten Portal «Itamilradar» seit
Tagen irgendwo zwischen Malta, Sizilien und Sardi-
nien zu bewegen. Genau lässt sich die Position nicht
bestimmen.Ein U-Boot ist naturgemäss nur bedingt
sichtbar, solange es auf Tauchfahrt ist. Einen Trans-
ponder, der Daten ins Internet sendet, gibt es nicht.
Doch die «Noworossisk» braucht einen Schlepper
als ständigen Begleiter – mit grosser Wahrschein-
lichkeit den Schlepper «Jakob Grebelsky», der im
Juli über die Strasse von Gibraltar ins Mittelmeer
eingefahren ist und zur russischen Nordflotte gehört.

Eine Gemeinschaft, welche auf der Basis öffent-
lich zugänglicher Quellen (Osint) die Bewegung von
Kriegsschiffen und Militärflugzeugen dokumen-
tiert, veröffentlicht fast täglich Positions-Updates
über den logistischen Begleiter der «Noworossisk».
Neben Transponderdaten nutzen die Beobachter
auch Morsesignale,um den Schlepper zu orten.Dar-
aus skizziert «Itamilradar» ein Lagebild, das auch
durch Aktivitäten der Nato ergänzt wird. So star-
tete am 3. September eine Maschine der italienischen
Luftwaffe von der Basis Sigonella auf Sizilien aus
Richtung Malta,die offensichtlich dieAktivitäten der
«Jakob Grebelsky» aufklären sollte und deshalb den
Schlepper mehrmals überflog. Fast gleichzeitig war
im selben Raum auch ein amerikanischer Poseidon-
Aufklärer in der Luft. Von den Informationen, die
über das Begleitschiff gewonnen werden, versucht
die Nato Erkenntnisse über das U-Boot abzuleiten.

Die «Noworossisk» selbst kann sich weit von der
«Jakob Grebelsky» entfernt aufhalten.ImTauchgang
kann sie bis zu 740 Kilometer weit fahren, allerdings
nur mit einer sehr tiefen Marschgeschwindigkeit.
Wenn die Batterien leer sind,muss das Boot den Die-
selmotor anwerfen und wegen der Abgase bis direkt
unter die Wasseroberfläche auftauchen. Im Schnor-
chelbetrieb strahlt es Wärme ab und kann mit Infra-
rotsensoren entdeckt werden.

Die russische Marine konzipierte die Kilo-Klasse,
um im Schwarzen Meer und im östlichen Mittelmeer
zum regionalen Machtfaktor zu werden.Dafür waren
ursprünglich keine Atom-U-Boote nötig, die über
eine praktisch unbeschränkte Reichweite verfügen.
Als die «Noworossisk» und die fünf übrigen Kilos
der Schwarzmeerflotte ab 2014 vom Stapel liefen,
konnten sie von den russischen Häfen auf der Krim
und an der syrischen Küste aus betrieben werden.

Der Kreml dehnte damals seinen Einfluss auf den
Nahen Osten und bis nach Zentralafrika aus. Von
den U-Booten der Kilo-Klasse wurden die Gegner
des damaligen syrischen Diktators Bashar al-Asad
mit Kalibr-Marschflugkörpern beschossen. Zudem
baute die russische Armee die ehemals sowjetische
Basis in Tartus wieder aus. Der Hafen wurde zum
operativen Drehkreuz der russischen Machtprojek-
tion südlich von Europa.

Rückschläge für Russland
Doch bereits der Einmarsch in die Ukraine 2022 be-
schränkte die maritimen Möglichkeiten Russlands.
Zum einen sperrt dieTürkei seither die Passage durch
den Bosporus für russische Kriegsschiffe und damit
die Verbindung zwischen dem Schwarzen Meer und
dem Mittelmeer. Zudem vermochte die Ukraine die
russische Schwarzmeerflotte mit einerTaktik der tau-
send Nadelstiche erheblich zu schwächen.

Im Dezember 2024 stürzte eine islamistische
Gruppe, die von der Türkei unterstützt wird, das
Asad-Regime in Damaskus. Russland war nicht in
der Lage, seinen strategischen Stellvertreter an der
Macht zu halten, und musste sich seither auch mili-
tärisch weitgehend aus Syrien zurückziehen. Die
Basis in Tartus steht nur noch eingeschränkt zur
Verfügung.Auch General Haftar, der russische Ver-
bündete in Libyen, kann nicht aushelfen: Die Häfen
unter seiner Kontrolle sind zu weit von Russland
entfernt, um aus der Luft versorgt zu werden.

Die U-Boote der Kilo-Klasse im Mittelmeer
können deshalb nicht so einfach eingesetzt werden
wie vor 2022. Die «Noworossisk» scheint deshalb

von St. Petersburg über die Ostsee und den Atlan-
tik an die Nato-Südflanke zurückgekehrt zu sein.
Das Boot ist damit zu weit von der nächsten Basis
entfernt, um an Land versorgt zu werden. Diese
operative Schwäche der Kilo-Klasse muss die rus-
sische Marine nun mit Begleitschleppern wie der
«Jakob Grebelsky» kompensieren.

Trotzdem scheint die Nato über die russische
Präsenz so nahe an der sizilianischen Küste be-
sorgt zu sein. Auch am 8. September verfolgten
Aufklärungsmittel der Allianz die «Jakob Gre-
belsky» in der Luft: einerseits eine Patrouille der
italienischen Luftwaffe, die den Schlepper direkt
überwachte, andererseits ein Helikopter des kana-
dischen Kriegsschiffs HMCS «St. John’s». Mit der
Operation «Reassurance» unterstützt Kanada die
Nato in Europa – unter anderem im Mittelmeer.

Der Helikopter klärte ein weites Gebiet zwi-
schen Malta und Sizilien auf. Ob es sich um mög-
liche Positionen der «Noworossisk» im Schnorchel-
betrieb handelt, erschliesst sich aus den Daten von
«Itamilradar» nicht. Das Portal unterstützt aber
die Nato im Informationsraum: Militärflugzeuge
schalten ihre Transponder nur dann ein, wenn sie
gesehen werden wollen. Meistens geht es darum,
Stärke zu zeigen – oder zu signalisieren, dass die
Nato einen potenziellen Gegner im Blick hat. Was
«Itamilradar» gegenwärtig hervorstreicht, ist «cou-
rant normal» im Mittelmeer. Doch im aktuellen
Kontext bemerkenswert.

Trump schwächt die Nato
Die Allianz muss gegenwärtig eine 360-Grad-Be-
drohung zu bewältigen versuchen. Der Kreml greift
den Westen längst nicht mehr nur mit Desinforma-
tionskampagnen und Sabotageakten im Cyberraum
an. Die aktiven Massnahmen Russlands nähern sich
der konventionellen Kriegsführung an, wie der Test-
angriff auf Polen mit einem versprengten Drohnen-
schwarm vergangeneWoche zeigt.Über dasWochen-
ende hat der Kreml den Druck weiter erhöht:

 Boden: Seit Freitag trainieren die Armeen Russ-
lands und Weissrusslands ihre Zusammenarbeit im
«Sapad»-Manöver. In den offenen Quellen sind
nur bruchstückhafte Informationen zu finden, die
überdies in den meisten Fällen nicht überprüft wer-
den können. So werden Bilder von russischen Luft-
landeeinheiten verbreitet,die sich auf eineVerschie-
bung vorbereiten. Die Staaten an der Nato-Ost-
flanke haben Vorkehrungen für einen möglichen
Überraschungsschlag getroffen. Polen hat sogar die
Eisenbahnlinien unterbrochen.Kaliningrad,die rus-
sische Exklave an der Ostsee, ist gegenwärtig auf
dem Landweg nicht mit dem Mutterland verbunden.

 Luft:Am Samstag stiegen in Polen wieder Kampf-
jets auf,weil die Radarsysteme gegnerische Objekte
vermuteten. Am Sonntag konnte der polnische
Generalstab Entwarnung geben. Gleichzeitig soll
Russland laut Videos in den sozialen Netzwerken
im Gebiet von Kaliningrad Iskander-Abschusslast-
wagen in Position gebracht haben.Die Lenkwaffen,
die damit verschossen werden, können mit Atom-
sprengköpfen versehen werden und auch Ziele in
Deutschland treffen.Die Nato ist dabei,die Luftver-
teidigung an der Ostflanke deutlich zu verstärken.

 See: Zudem lag am Sonntag im Öresund, der
Meerenge zwischen Dänemark und Schweden,
ein russisches Fischereischiff mit Baujahr 2025 vor
Anker. Die dänische Küstenwache beobachtete die
Lage, während der Schiffsverkehr normal weiter-
ging. Zuvor schien die «Mechanic Stepanow» de-
fekt auf die «passage obligé» zwischen der Ost- und
der Nordsee zugetrieben zu sein, wie ein nordischer
Osint-Kanal beobachtet hatte. Eine Blockade oder
auch ein Sabotageakt an diesem neuralgischen
Punkt könnte die Reaktionsfähigkeit der Nato bei
einem russischen Angriff im Baltikum oder auf ein
skandinavisches Land erheblich einschränken.

Auch wenn die amerikanischen Streitkräfte auf
operativer Ebene die Nato weiterhin wie bisher
unterstützen, haben das Desinteresse und die Rhe-
torik von Präsident Donald Trump die westliche
Abschreckung gegenüber einer möglichen Aus-
weitung der russischen Offensive erheblich ge-
schwächt. Der Kreml scheint sich darin bekräftigt
zu fühlen, aus einer tendenziell schwachen Position
heraus aggressiv auftreten zu können: an der Ost-
flanke genauso wie im Mittelmeer.

Die «Jakob Grebelsky» hat sich unterdessen von
Sizilien weg an Tunesien vorbei Richtung algerische
Küste bewegt. Die «Noworossisk» mit den Kalibr-
Marschflugkörpern an Bord kann sich dagegen deut-
lich weiter nördlich befinden.

Während die Nato ihre Fähigkeiten zur Luftver-
teidigung in Polen und in Rumänien zusammen-
zieht, verfügt das wirtschaftliche Herz Europas in
weiten Teilen über keinen oder nur einen schwa-
chen Abwehrschirm. Wenn eine militärische Be-
drohung das Produkt aus der gegnerischen Ab-
sicht, dem militärischen Potenzial und der Oppor-
tunität darstellt, dann müssen die Meldungen über
die Präsenz der «Noworossisk» ernst genommen
werden. Die Ausweitung der russischen Offensive
gegen das freie Europa könnte mit einem Über-
raschungsangriff an der Nato-Südflanke beginnen.
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Ein russisches U-Boot vor Sizilien?
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Auch Kanada ist im Mittelmeer präsent
Flugaktivitäten der italienischen und kanadischen Streitkräfte am 8. September
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«Die Mitte verschärft
die Probleme der AHV zusätzlich»
Die Pläne für die Altersvorsorge würden dem Gewerbe schaden, sagt Urs Furrer, Direktor des Gewerbeverbands

Herr Furrer, der Nationalrat will die
Mehrwertsteuer bis 2030 erhöhen, um
die 13.AHV-Rente zu finanzieren. Was
bedeutet dies aus Sicht des Gewerbes?
Das ist die zweitschlechteste Lösung.
Noch schlechter wäre eine Erhöhung
der Lohnbeiträge, die Angestellte und
Arbeitgeber bezahlen müssen. Aber
auch wenn die Mehrwertsteuer steigt,
werden die kleinen und mittleren
Unternehmen dies unmittelbar spü-
ren. Die Kaufkraft wird sinken. Wir
haben immer gesagt, dass die Finan-
zierung der 13.AHV-Rente sicher-
gestellt werden muss – aber in Ver-
bindung mit einer Strukturreform der
AHV. Die demografische Entwicklung
ist bekannt, die Zahl der Pensionierten
nimmt schnell zu.Wir haben ein ernst-
haftes Problem, das wir aber seit Jahren
vor uns herschieben.

Was schlagen Sie konkret vor?
Wir verlangen eine Anpassung des
Rentenalters . . .

. . . also eine Erhöhung?
Eine Anpassung nach oben, natürlich.
Über die konkrete Umsetzung kann
man reden. Eine Option ist das Modell
der Lebensarbeitszeit: Damit könnten
Personen, die jung ins Berufsleben ein-
steigen, früher in Rente gehen als bei-
spielsweise Akademiker. Im Gegen-
zug zum höheren Rentenalter würden
wir eine Erhöhung der Mehrwertsteuer
akzeptieren. Eine reine Finanzierungs-
vorlage hingegen lehnen wir ab. Die
Schweiz hat jetzt lange genug immer
weitere Zusatzfinanzierungen für die
AHV beschlossen. Das geht auf Dauer
nicht auf,wir können die Strukturreform
nicht ewig aufschieben. Je länger wir
warten, desto grösser werden die Pro-
bleme. Wir unterstützen den Vorschlag
der FDP, die eine Schuldenbremse für
die AHV will: Sinkt ihr Fonds unter
eine bestimmte Schwelle, steigen auto-
matisch die Mehrwertsteuer und das
Referenzalter. Das wäre pragmatisch:
Die Massnahmen greifen erst, wenn es
wirklich nötig ist.

Sie verlangen ein höheres Rentenalter,
aber sogar aus bürgerlichen Kreisen er-
tönt der Vorwurf, zuerst müsse die Wirt-
schaft den Tatbeweis erbringen: Schon
heute würden viele Angestellte ihre
Stelle vor der Pensionierung verlieren.
Was entgegnen Sie?
Dass die Zahlen das Gegenteil zeigen:
Die Erwerbsbeteiligung der 55- bis
64-Jährigen steigt seit Jahren, gleich-
zeitig hat diese Gruppe ein relativ klei-

nes Risiko, arbeitslos zu werden. Jeder
sieht, dass wir einen Fachkräftemangel
haben, der in den nächsten Jahren noch
zunehmen wird.

Sie sagen, das Schlimmste für das Ge-
werbe wäre eine Erhöhung der Lohn-
beiträge. Genau dies hat der Ständerat
aber beschlossen, um höhereAHV-Ren-
ten für Ehepaare zu finanzieren. Was
würde das für das Gewerbe bedeuten?
Das wäre ein ernsthaftes Problem.KMU
sind besonders verletzlich, wenn die
Lohnnebenkosten steigen. Das ist reine
Mathematik:Bei ihnen ist derAnteil der
Löhne an den Gesamtkosten deutlich
grösser als etwa in hochautomatisierten
Industriebetrieben.Das Parlament muss
darauf unbedingt verzichten. Arbeit in
der Schweiz darf nicht noch teurer wer-
den. Man darf nicht vergessen, dass das
Gewerbe standortgebunden ist: Kon-
zerne können einfachere Arbeiten in

Länder mit tieferen Löhnen auslagern,
KMU haben keine solche Möglichkeit.
Sie produzieren in der Schweiz, aber
ihre Produkte werden zunehmend durch
günstige Importware verdrängt.

Was wären die konkreten Folgen, wenn
die Lohnbeiträge dennoch um bis zu
0,8 Prozentpunkte stiegen, wie dies der
Ständerat beschlossen hat?
Die Kosten würden steigen, die Margen
sinken.Die Unternehmen könnten nicht
alles auf die Kunden abwälzen, wes-
halb unter anderem Geld für Investitio-
nen und dieAusbildung von Lehrlingen
fehlen würde. Je nach Branche, Firma
und weiteren Belastungen könnte das
zu Stellenabbau und Konkursen führen.
Aber hoffentlich kommt es nicht so weit.

Auffällig ist, dass die Mitte-Partei beim
Ausbau der AHV und der Erhöhung
der Lohnabgaben zuvorderst mitmacht.
Bisher hat sie eine bürgerliche Wirt-
schafts- und Sozialpolitik unterstützt.
Was sagen Sie dazu?
Ich habe es zur Kenntnis genommen.
Wenn die Mitte ihre Forderungen nach
höheren Renten für Ehepaare tatsäch-
lich durchsetzt, verschärft sie die Pro-
bleme der AHV zusätzlich. Damit
wächst die Gefahr, dass die Lohnbei-
träge tatsächlich erhöht werden – mit
gravierenden Folgen für das Gewerbe.
Das können wir uns nicht leisten. Wir
versuchen das allen Parteien zu erklä-
ren, die es noch nicht verstanden haben.

Die Mitte hat im Parlament mit der SP
eine Erhöhung der Lohnnebenkos-
ten beschlossen. Gleichzeitig sind viele
Mitte-Vertreter an wichtigen Stellen im
Gewerbeverband aktiv. Wie gehen Sie
mit diesemWiderspruch um?
(Überlegt.) Wir suchen mit allen poli-
tischen Parteien und Akteuren das Ge-
spräch.

Wenn die Mitte an den höheren Lohn-
beiträgen festhält: Würden Sie dann sa-
gen, dass sie dem Gewerbe schadet?
Jede Erhöhung der Lohnnebenkosten
schadet dem Gewerbe.

Sie wollen die Mitte nicht kritisieren . . .
. . . wir kritisieren alle, die eine verant-
wortungslose Politik verfolgen, die
Strukturreform derAHV verzögern und
die KMU schwächen.

Das Parlament diskutiert über einen
Gegenvorschlag zur Mitte-Initiative, die

höhere Renten für Ehepaare verlangt.
Bieten Sie Hand dazu?
Ja, aber der Gegenvorschlag muss kos-
tenneutral sein. Der aktuelle Vorschlag
ist es leider nicht, er führt bis 2040 zu
Mehrausgaben von über einer Milliarde
Franken pro Jahr, die grösstenteils nicht
finanziert sind. Das geht nicht. Sol-
len Ehepaare höhere Renten erhalten,
müssen gleichzeitig ihreVorteile bei der
AHV in demselben Umfang reduziert
werden.

Nicht nur die AHV sorgt zurzeit für
Unsicherheiten. Wie ist die Lage des
Schweizer Gewerbes?
Herausfordernd. Zurzeit haben wir aus-
sen- und innenpolitisch zu kämpfen.
Oft geht vergessen, dass 40 Prozent der
KMU direkt exportieren. Sie bekom-
men die Herausforderungen imAussen-
handel unmittelbar zu spüren.Viele wei-
tere Betriebe sind indirekt als Zulieferer
betroffen. Der Druck hat zugenommen,
für alle Unternehmen. Für KMU ist es
besonders schwierig, auf Verwerfungen
wie die US-Zölle zu reagieren. Manche

müssen schwierige Fragen klären: Wer
jetzt zum Beispiel das Amerikageschäft
aufgibt, gibt es für lange Zeit auf, viel-
leicht für immer. Es braucht Jahre, um
so etwas aufzubauen.

Viel zu reden geben die neuen Abkom-
men mit der EU, dem grössten Export-
markt. Der Gewerbeverband ist gespal-
ten, wie man hört. Haben die Unsicher-
heiten mit den USA die Diskussionen
verändert?
Im Grossen und Ganzen nehme ich
immer noch zwei Lager wahr: Das
eine sieht vor allem das Risiko, dass
die Schweiz durch die dynamische
Rechtsübernahme unnötige Bürokra-
tie aus Brüssel importiert und dass
künftig auch Firmen, die nur inner-
halb der Schweiz tätig sind, EU-Recht
anwenden müssen. Das andere Lager

sieht vor allem die Vorteile, insbeson-
dere auch die Chance, die Bürokratie
zu reduzieren, indem die gegenseitige
Anerkennung von Produktezulassun-
gen wieder aktualisiert werden kann.
Beide Seiten haben gute Argumente.
Die Gewerbekammer wird imOktober
über die Stellungnahme des Verbands
entscheiden.

Welches sind die drängendsten innen-
politischen Probleme, die das Gewerbe
belasten?
Es ist stets dasselbe: die ewige staat-
liche Regulierungswut. Jüngstes Bei-
spiel ist die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung, die der Bundesrat ausbauen
will – mit Folgekosten von mehreren
hundert Millionen Franken im Jahr.
Gemäss Berechnungen von Avenir
Suisse wären vor allem die KMU be-
troffen, weil grosse Unternehmen die
Vorgaben an ihre Zulieferer weiter-
geben in Form von Fragebögen, For-
mularen und weiterer Bürokratie. Wir
versuchen alles, um das abzuwenden.
Aber es ist schwierig, Schritt zu hal-
ten: Politik und Verwaltung lassen sich
fast täglich neue Ideen einfallen, deren
Kosten dieWirtschaft tragen soll. Des-
halb verlangen wir eine konsequente
Umsetzung des Unternehmensentlas-
tungsgesetzes, das vom Gewerbever-
band initiiert und letztes Jahr in Kraft
gesetzt wurde.

Interview: Fabian Schäfer

«Politik und Verwaltung
lassen sich fast täglich
neue Ideen einfallen,
deren Kosten die
Wirtschaft tragen soll.»

«Das ist reine Mathematik», sagt Urs Furrer: Höhere Lohnnebenkosten belasten KMU stärker als grosse Konzerne. KARIN HOFER / NZZ
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Eine innige Liaison
fab. · Die Verbindungen zwischen der
Mitte und dem Gewerbe sind zahl-
reich und prominent. Präsident des
Schweizerischen Gewerbeverbands
ist ein Mitte-Ständerat, der Tessiner
Fabio Regazzi. Er stellte sich in der
Debatte um die AHV-Lohnbeiträge
auf die Seite des Verbands und gegen
die Partei. Der oberste Parteichef der
Mitte wiederum, derWalliser National-
rat Philipp Matthias Bregy, ist gleich-
zeitig Präsident des Walliser Gewerbe-
verbands. Er sprach sich in der AHV-
Debatte für die Partei aus: für höhere
Lohnbeiträge – und somit gegen das
Gewerbe. Bregy ist auch Mitglied des
obersten Gremiums des nationalen Ge-
werbeverbands, der Gewerbekammer.
Ihr gehören mehrere weitereMitte-Par-
lamentarier an, unter anderem der frü-
here Parteichef Gerhard Pfister.

Bilaterale
Terminsuche
EU-Parlamentarier sprechen über
den Fahrplan im Europa-Dossier

FABIAN SCHÄFER

Sprechen Repräsentanten der Euro-
päischen Union über die Schweiz, ist
der nächste Fettnapf nie weit weg. Be-
wusst oder unbewusst sorgen Funktio-
näre aus Brüssel immer wieder für eid-
genössische Aufwallungen. Im Juni hat
zum Beispiel der deutsche EU-Parla-
mentarier Andreas Schwab öffentlich
dargelegt, die meisten Bundesräte setz-
ten sich zu wenig für die neuen bilatera-
lenAbkommen ein, weil sie «die Hosen
voll» hätten. Vor einem Jahr musste
der damalige EU-Botschafter in der
Schweiz peinliche Fragen beantwor-
ten, nachdem er mitten in einem Streit-
gespräch im SRF-«Club» auf seinem
Handy herumgedrückt hatte.

Doch sie lernen dazu. Ende vergan-
gener Woche waren sechs Europaparla-
mentarier während zwei Tagen zu Be-
such in Bern Die Gruppe wurde ange-
führt von David McAllister. Der CDU-
Politiker aus Norddeutschland ist der
Vorsitzende desAusschusses für auswär-
tige Angelegenheiten und somit quasi
ranghöchster Aussenpolitiker des EU-
Parlaments. Bei seinem Auftritt vor den
Medien verhielt er sich so, wie man das
in der Schweiz mag: respektvoll, wohl-
wollend und bemüht, jedenAnsatz eines
Druckversuchs oder schon nur einer Er-
wartungshaltung zu vermeiden.

Abstimmung erst im Juni 2027?

Aufschlussreich war der Auftritt den-
noch, vor allem im Hinblick auf eine
scheinbar nebensächliche Frage, die hin-
ter den Kulissen in Bern für Streit sorgt:
Wie soll der Fahrplan für die Beratung
der neuen Verträge im Schweizer Parla-
ment aussehen? Vor allem: Soll das Pro-
zedere so angelegt werden, dass die finale
Volksabstimmung noch vor den nächs-
ten Wahlen stattfinden kann? Letzt-
möglicher Termin wäre der 6. Juni 2027.

Um ihn einzuhalten,müsste das Parla-
ment einen relativ ehrgeizigen Zeitplan
festlegen, allenfalls mit Sondersessio-
nen, und vermutlich mit einer Etappie-
rung: zuerst separat das Basispaket zu
den bestehendenAbkommen, später die
drei neuen. Dabei spielen auch partei-
politische Motive mit. Die SVP dürfte
profitieren, wenn die Europa-Frage bis
zu den Wahlen nicht geklärt ist und sie
mit diesem Thema mobilisieren kann.
Hingegen wären wohl primär FDP und
Mitte froh, wenn der Entscheid vor der
heissen Phase desWahlkampfs fiele,weil
das Dossier sie intern spaltet.

Tatsächlich arbeiten einflussreiche
Kreise auf eine Europa-Abstimmung
im Juni 2027 hin. Anzeichen dafür gab
es schon früher, und nun ist dieser Fahr-
plan offenkundig auch den EU-Parla-
mentariern bei ihrenTreffen in Bern prä-
sentiert worden.Der französischeAbge-
ordnete Christophe Grudler, der imAus-
schuss für die Schweiz zuständig ist, hat
den Abstimmungstermin im Juni 2027
vor den Medien erwähnt. Er und seine
Kollegen hatten unter anderem denAus-
senminister Ignazio Cassis, die involvier-
ten Staatssekretäre sowie die Präsiden-
ten der Aussenpolitischen Kommissio-
nen des Parlaments getroffen.

Kritik am finanziellen Beitrag

Mehr zu den Angaben über den Fahr-
plan war nicht zu erfahren. Auf Nach-
frage beeilte sich McAllister, jeden An-
schein eines Beeinflussungsversuchs
zu verneinen. Die Schweiz entscheide
alleine über dasVorgehen.Das EU-Par-
lament werde sich jedoch bemühen, die
Prozesse zeitlich zu synchronisieren.

Unwichtig ist das nicht, aufseiten der
EU braucht es für die Ratifizierung auch
die Zustimmung des Parlaments. Diese
sei nicht selbstverständlich, wie McAl-
lister und Grudler sagten. Es gebe auch
in manchen EU-Staaten kritische Fra-
gen. Ein grosses Thema sei der finan-
zielle Beitrag der Schweiz. Zwar soll sie
künftig etwa dreimal mehr an Projekte
in ärmeren EU-Staaten bezahlen als bis-
her. Doch vor allem aus der Sicht von
Ländern im Osten kommt die Schweiz
zu günstig davon.


